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Exportüberschuss: Jetzt Binnennachfrage stärken!

Deutschland kämpft sich bei den Exporten zurück an die 

Weltspitze und überholt dabei China als exportstärkste 

Nation. Ein Zeichen von Stärke könnte man meinen. Al-

lerdings bleiben die Importe aus anderen Ländern deut-

lich zurück. Die Folge ist ein wachsender Überschuss in 

der deutschen Leistungsbilanz, der dauerhaft ökono-

misch ungesund ist und destabilisierend wirkt. 

Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss dürfte in die-

sem Jahr wohl ca. 276 Milliarden Euro betragen und 

steigt damit im Vergleich zum Vorjahr um 22 Milliarden 

Euro. Die derzeitigen Überschüsse entsprechen damit 

gigantischen 8,9 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 

Damit verschärft sich eine ohnehin schon problemati-

sche Situation weiter. Denn seit Jahren erzielt Deutsch-

land weit höhere Überschüsse als andere Ökonomien 

(siehe Abbildung). Selbst die Europäische Kommission 

erachtet dauerhafte Überschüsse von mehr als 6,0 Pro-

zent inzwischen als schädlich.  

Lange kann diese Entwicklung nicht mehr so weiterge-

hen. Denn wo Leistungsbilanzüberschüsse entstehen, 

müssen auch Leistungsbilanzdefizite anderswo vorhan-

den sein. Vereinfacht gesagt: Die Exporte des einen 

Landes, sind die Importe eines anderen Landes. Wenn 

eine Nation wie Deutschland, dauerhaft mehr exportiert 

als es importiert, muss irgendwo anders auf der Welt 

mehr importiert als exportiert werden. In anderen Län-

dern entstehen also Leistungsbilanzdefizite, diese Län-

der verschulden sich gegenüber Deutschland. 

Ein wichtiger Grund für die deutschen Überschüsse liegt 

in der geringen Binnennachfrage, einschließlich der ge-

ringen Investitionstätigkeit und der daraus resultieren-

den Importschwäche.  

Um den Import zu erhöhen und die Überschüsse abzu-

bauen, muss endlich gehandelt werden. Zum einen 

muss der Niedriglohnsektor weiter zurückgedrängt wer-

den – wenn die Menschen mehr Geld in der Tasche ha-

ben, kurbeln sie auch die Nachfrage an. Zum anderen 

muss der deutsche Staat dringend öffentliche Investitio-

nen in die marode Infrastruktur tätigen. Angesichts ge-

füllter Staatskassen eigentlich eine Selbstverständlich-

keit. Derzeit beklagen die Kommunen einen Investi-

tionsstau von rund 136 Milliarden Euro. Ein Investitions-

programm würde Arbeitsplätze schaffen, die Binnen-

nachfrage stärken, den Konsum und das Wachstum an-

kurbeln. In einem solchen Umfeld investieren auch 

Unternehmen wieder mehr, die Importe steigen und der 

Leistungsbilanzüberschuss wird abgebaut. 

Ein Investitionsprogramm und die Stärkung der Binnen-

nachfrage würden direkt der deutschen Bevölkerung zu-

gutekommen, wären aber gleichzeitig ein Beitrag zur 

Stabilisierung Europas und zur Stärkung der Entwick-

lung in anderen Ländern. Die EU-Kommission hat des-

halb Recht, wenn sie das anmahnt. Die Bundesregie-

rung muss sich an das europäische Regelwerk halten 

und den enormen Leistungsbilanzüberschuss abbauen.  
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